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Verbesserung der Leitungstätigkeit der Bezirksgerichte

Der nachstehende Beitrag ist eine gekürzte und ge­
ringfügig überarbeitete Fassung des Referats, das 
Oberrichter Neumann auf einer Beratung des Präsidi­
ums des Obersten Gerichts mit den Direktoren der 
Bezirksgerichte am 22. Februar 1963 gehalten hat.

Die Red.

Die Bezirksgerichte haben große Anstrengungen unter­
nommen, um den Rechtspflegeerlaß und andere Doku­
mente des Staatsrats zur Rechtspflege in der gesamten 
gerichtlichen Tätigkeit durchzusetzen. Sie konnten dabei 
eine Reihe guter Erfahrungen sammeln. Aber die Ent­
wicklung in den einzelnen Bezirken ist unterschiedlich, 
und das Niveau der Leitungstätigkeit der Bezirksge­
richte ist nicht überall gleich hoch. In einigen Bezirken 
gibt es Anzeichen dafür, daß die Beschlüsse des 
Plenums des Obersten Gerichts nicht konsequent ver­
wirklicht werden. Dies zeigen Untersuchungen der In­
spektionsgruppe bzw. des 2. Strafsenats des Obersten 
Gerichts in den Bezirken Neubrandenburg, Erfurt und 
Halle, Erfahrungen aus Richtertagungen in den Bezir­
ken und die Auswertung von Unterlagen der Bezirks­
gerichte, insbesondere ihrer Arbeitspläne.

Zu den Aufgaben des Präsidiums des Bezirksgerichts
Im System der Leitungsorgane des Bezirksgerichts 
kommt dem Präsidium eine entscheidende Bedeutung 
zu. Das Präsidium als kollektives Leitungsorgan ist das 
wissenschaftlich-organisatorische Führungszentrum des 
Bezirksgerichts. Von der Qualität seiner Arbeit hängt 
maßgeblich der Erfolg der Plenartagungen ab. Von ihm 
müssen aber auch die Impulse für die Leitung der 
Rechtsprechung durch die Senate ausgehen. Aus dieser 
Beziehung des Präsidiums sowohl zum Plenum als dem 
höchsten Organ des Bezirksgerichts als auch zu den 
Senaten als den für die Leitung der Rechtsprechung auf 
ihrem Sachgebiet verantwortlichen Organen folgt, daß 
sich die Leitungstätigkeit der Präsidien auf die Recht­
sprechung konzentrieren muß.
Wir verkennen nicht, daß die Ordnung für die Arbeits­
weise der Bezirks- und Kreisgerichte vom 13. August 
1964 das Präsidium auch für die Lösung von Aufgaben 
verantwortlich macht, die nicht zur eigentlichen Recht­
sprechung, sondern zur Justizverwaltung gehören. 
Andererseits werden aber grundsätzliche Fragen der 
Kaderarbeit, der Arbeit mit den Schöffen, des Zusam­
menwirkens mit anderen Staatsorganen und gesell­
schaftlichen Organisationen, der Unterstützung der 
Konflikt- und Schiedskommissionen usw. isoliert neben 
die Probleme der Rechtsanwendung durch die Gerichte 
gestellt, obwohl alle diese Aufgaben zur Leitung der 
Rechtsprechung gehören. Es gibt keine Leitung der 
Rechtsprechung ohne die Befähigung der Kader zu

hoher Sachkunde. Leitung der Rechtsprechung heißt 
auch: im Zusammenwirken mit den anderen Staats­
organen und den gesellschaftlichen Kräften, wie 
Schieds- und Konfliktkommissionen, eine hohe Effektivi­
tät unserer Arbeit zu erreichen. Deshalb muß das Prä­
sidium alle diese Fragen im Zusammenhang erörtern. 
Einer Zersplitterung der Leitung der Rechtsprechung 
kommt es aber gleich, wenn sich das Präsidium mit 
allen möglichen Einzelfragen befaßt und damit dem 
hierfür zuständigen Justizfunktionär die Verant­
wortung abnimmt. Detaillierte Kaderprobleme oder 
Haushaltsangelegenheiten gehören daher nicht in das 
Präsidium. Auch bei der Vorbereitung von Kassations­
verfahren gibt es oft eine Verwischung der Verant­
wortungsbereiche. Natürlich ist nichts dagegen einzu­
wenden, wenn der Direktor des Bezirksgerichts als der 
für die Stellung des Kassationsantrags allein Verant­
wortliche vorher andere Mitglieder des Präsidiums kon­
sultiert. Eine solche Beratung über die Notwendigkeit 
einer Kassation darf jedoch nicht so weit gehen, daß 
das Präsidium sich bereits vorher bindend festlegt und 
dadurch die Entscheidungsbefugnis des Direktors ein­
schränkt.
Die Leitung der Rechtsprechung durch das Präsidium 
darf sich also nicht in Einzelheiten verlieren, sondern 
muß sich im wesentlichen auf die Klärung von Grund­
fragen konzentrieren. Das können auch Probleme sein, 
die sich aus den Besonderheiten des jeweiligen Bezirks, 
insbesondere aus der unterschiedlichen ökonomischen 
Struktur, ergeben. Wenn sich z. B. das Bezirksgericht 
Neubrandenburg mit Fragen der wirksamen Be­
kämpfung der Eigentumskriminalität im Bereich der 
sozialistischen Landwirtschaft oder das Bezirksgericht 
Erfurt in Auswertung der 1. Plenartagung des Obersten 
Gerichts über die Überwindung von Rechtsverletzungen 
im Bauwesen speziell mit Arbeitsrechtsverletzungen auf 
der Großbaustelle Ohra-Talsperre beschäftigten, so ist 
das prinzipiell richtig.
Aber mit der Berücksichtigung ausschließlich terri­
torialer Besonderheiten wird nur eine Seite des demo­
kratischen Zentralismus erfaßt. Da es nur eine einheit­
liche, für alle verbindliche Gesetzlichkeit geben kann 
und da die Tätigkeit aller Gerichte in Übereinstimmung 
mit der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung stehen 
muß, müssen ebenso auch die zentralen Probleme be­
rücksichtigt werden. Die Präsidien der Bezirksgerichte 
müssen daher die vom Obersten Gericht im Einverneh­
men mit den anderen zentralen Rechtspflegeorganen 
herausgearbeiteten Schwerpunkte der gerichtlichen 
Tätigkeit erörtern und mit verwirklichen.
Wir begrüßen es deshalb, daß z. B. das Stadtgericht 
von Groß-Berlin und die Bezirksgerichte Erfurt und
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